
32. JAHRGANG
NUMMER 4
November 2022
Verantwortl ich i .  S. des
Presserechts : Ball -Zeitung
Helmut Welk , Barmstedt
Telefon: 04123 / 61 72
Redaktionsschluss : 19.10.2022

w
w

w
.b

al
l-

ba
rm

st
ed

t.
de

er Werkausschuss be-
schloss am 21. Sept. 
2022 eine weitere Er-

höhung der Gaspreise zum 
1. Okt. 2022 um rund 3 ct/kWh.
Dies ist die Weitergabe der 
von SPD/Grünen/FDP und CDU 
beschlossenen Umlage zur Un-
terstützung verschiedener Ener-
giekonzerne. Diese Erhöhung 
bedeutet eine weitere Steige-
rung um rund 30 % gegenüber 
der zum 1. Juli 2022 bereits 
erfolgten drastischen Erhöhung. 
Die BALL-Vertreter im Werk-
ausschuss lehnten auch diese 
erneute extreme Erhöhung der 
Gaspreise ab, da diese von den 
Privatkunden und Gewerbetrei-
benden nicht zu verkraften sind.  
     Chaos: Mittlerweile sind an-
gesichts anwachsender Bevöl-
kerungsproteste die Gasumla-
gen, mit denen die Preiserhöh-
ung begründet wurde, wieder 
zurückgenommen. Demzufolge
müssten die Stadtwerke dies 
nachvollziehen. Bis Redaktions-
schluss (19. Okt. 2022) war
dies noch nicht erfolgt. Inzwi-
schen hat die Bundesregierung 
auf die Proteste aus der Bevöl-
kerung und von Unternehmen 
reagiert und verschiedene Ent-
lastungsmaßnahmen für Ver-

Werkausschuss der Stadt Barmstedt:

Gaspreissteigerung um 30 % beschlossen  

braucher und Unternehmen an-
gekündigt, die nur einen Teil der
Gaspreissteigerungen auffan-
gen und erst nach dem Winter
kommen sollen. 
     Die hohen Gaspreise sind 
das Endergebnis der von allen 
CDU/SPD/FDP/G RÜNEN-Bun-

desregierungen durchgesetzten 
„Liberalisierung“ der Energie-
wirtschaft, was bedeutet, dass 
Energiekonzerne und damit 
verbundene Finanzkonzerne 
wie Blackrock walten und 
schalten können. Zusätzlich 
werden die Preise dann u. a . 
durch höhere Nachfrage, die 
Sanktionierung von russischem 
Gas, den Einkauf von sehr teu-
rem Frackinggas und Speku-
lationsgeschäften beeinflusst. 

D

Kommunalwahl 2023:
Die BALL ist startbereit

uf der BALL-Versammlung am 13.  Sept. verkündete 
BALL-Vorsitzender Helmut Welk, dass die BALL bei der 
Kommunalwahl im Mai 2023 antreten wird. Jetzt sollen 

in den nächsten Wochen die Schwerpunkte der Kommunalwahl-
aussagen öffentlich entwickelt und diskutiert werden. Dabei 
soll das ausführliche Programms 2018 ( https://ball-barmstedt.
de/wp-content/uploads/2018/04/BALL-Kommunalwahlpro-
gramm-2018-2023_lang.pdf)  überarbeitet und an die geänder-
ten Rahmenbedingungen angepaßt werden. Die Termine sind auf 
der BALL-Homepage (https://ball-barmstedt.de/) angegeben, 
und Gäste sind herzlich willkommen.

A

Die Stadtwerke – nicht nur 
in Barmstedt – sind diesem 
Marktgeschehen ausgeliefert 
und erleiden Millionenverluste. 
Um die Verluste zu reduzieren, 
geben sie die hohen Preise an
die Kunden weiter. Absolut
notwendig ist daher auch ein 
staatliches Hilfspaket für die 
kommunalen Unternehmen. Ein 
erstes Hilfsprogramm ist auf 
Landesebene angekündigt. 

Verbot von
Strom- und
Gassperren:
BALL-Antrag
abgelehnt

ie BALL hatte in der 
September-Sitzung der 
Stadtvertretung bean-

tragt, Strom- oder Gassperren 
bei Menschen auszuschließen, 
die aufgrund finanzieller und 
sozialer Not die extremen Prei-
se nicht begleichen können. 
Unser Antrag ist einfach: Wir 
wollen nicht, dass alten, hilf-
losen oder kranken Menschen, 
Alleinerziehenden oder Famili-
en mit Kindern Strom oder Hei-
zung abgedreht werden. Die 
Versorgung einer Grundmenge 
mit Strom und Heizenergie 
gehört zum menschenwürdigen 
Leben“, so BALL-Stadtvertreter 
Klaus Kuberzig.
     Wenn Anfang nächsten Jah-
res die Endabrechnungen der 
Stadtwerke kommen, werden
sehr viele Menschen die Nach-
zahlungen nicht mehr bewäl-
tigen können. Es wird einen 
sehr hohen Beratungs- und 
Hilfebedarf geben, um Stornie-
rungen, Abschlagszahlungen, 
Job-Center-Hilfen oder ggf. 
Leistungen aus staatlichen Hil-
feprogrammen zu nutzen. In 

der Zeit dürfen nach Auffas-
sung der BALL die Leitungen 
nicht abgedreht werden.
    In der Stadtvertretung gab 
es gewisse Sympathie für den 
BALL-Antrag, aber letztlich wur-
de der Antrag zur Weiterbe-
ratung in den Werkausschuss 
verwiesen. Und dort lehnten 
dann CDU, FWB und GRÜNE 
bei Enthaltung der SPD den 
BALL-Antrag mit windigen Be-
gründungen ab: Es soll also 
weiter möglich sein, dass 
alten, hilflosen oder kranken 
Menschen, Alleinerziehenden 
oder Familien mit Kindern 
Strom oder Gas abgedreht 
werden. Die Auseinanderset-
zung geht weiter.

D

Dr. Günter Thiel
BALL-Fraktionsvor-
sitzender

Strom 60 % teurer !!!:

Extragewinne einziehen – Verbraucher entlasten!
er Werkausschuss der
Stadtvertretung be-
schloss auf seiner letz-

ten Sitzung  die Strompreise 
im Grundversorgungstarif ab
1. Dez. 2022 drastisch zu er-
höhen. Der Arbeitspreis steigt 
brutto von 35,64 ct/kWh auf 
56,90 ct/kWh. Das ist eine Er-
höhung um 60 % !!! Ein Haus-
halt mit einem Verbrauch von 
etwa 3.000 kWh zahlt dann 
monatlich rund 60,– Euro mehr 
für Strom. Die andere Seite: In 
diesem Jahr machen die den 
Markt beherrschenden Ener-
giekonzerne im Stromgeschäft 
Extraprofite von 50 Milliarden 
Euro. Die BALL unterstützt die 
von Linken und zahlreichen Or-
ganisationen erhobene Forde-
rung diese Extragewinne über 
eine „Übergewinnsteuer“ ein-
zuziehen und im Gegenzug den 
Privathaushalten und Gewer-

betreibenden den Strompreis 
für normale Verbrauchsmengen 
drastisch zu senken (Strompreis-
deckel). Besonders hart ist die

Strompreiserhöhung für Perso-
nen, die von Hartz-4 oder mit
niedrigen Renten leben und 
sehr oft unter den hohen Mie-

ten und Lebensmittelpreisen 
leiden. Die BALL-Stadtvertreter 
im Werkausschuss haben die 
Strompreiserhöhung scharf kriti-

siert und dagegen gestimmt.
„Wenn wir gegen diese dras-
tische Strompreiserhöhung 
stimmen, so ist das ein Zeichen 
des örtlichen Widerstands ge-
gen eine Energiepolitik, die 
bei der Bevölkerung abkassiert 
und den Energiekonzernen 
Milliardengewinne ermöglicht. 
Aus der Sicht der Menschen 
mit geringem und mittlerem 
Einkommen und auch von 
etlichen Gewerbetreibenden 
können solche Strompreise
nicht akzeptiert werden, und
dagegen sind erhebliche Pro-
teste erforderlich. Die Ener-
gieversorgung darf nicht Spiel-
ball der Profitwirtschaft und  
Börsenspekulanten bleiben, 
sie muss als zentraler Teil der 
Daseinsvorsorge wieder zurück 
in die öffentliche Hand“, so Dr. 
Günter Thiel . 

D

IG Metall-
Gewerk-
schaftler
gegen
Altersarmut

nde September protes-
tierten Mitglieder des
AK Soziales der IG Me-

tall auf dem Wochenmarkt 
gegen die deutlich zu niedri-
gen Renten in Deutschland, 
die in wachsendem Maße – 
und dies um so mehr bei den
aktuellen hohen Lebenshal-
tungs- und Energiekosten –
zu Altersarmut führen. Die 
Gewerkschafter fordern ein 
Rentensystem wie in Öster-
reich, wo Frauen im Durch-
schnitt rund 543,– Euro und 
Männer rund 860,– Euro mo-
natlich mehr erhalten. Dort 
zahlen alle Erwerbstätigen 
in die Rentenversicherung 
ein. BALL-Sozialausschuss-
vorsitzender Klaus Kuberzig 
und BALL-Fraktionsvorsitzen-
der Dr. Günter Thiel unter-
stützten die Aktion.
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m 29. August 22 hat der 
Abwasser-Zweckverband 
(AZV) Stellung bezogen 

zu den Vorfällen am 23. Januar 
22, die am Regenrückhaltebe-
cken im Küsterkamp sichtbar 
wurden. 
     Zur Erinnerung: An diesem 
Tag kam es zu einer unange-
nehmen Geruchsentwicklung 
sowie zu einer Blaufärbung des 
Wassers. Die Wassertemperatur 
lag bei bis zu 30 Grad Celsius. 
Schnell geriet die Meierei in den 
Verdacht, der Verursacher dieser 
Verunreinigung zu sein, da nur 
sie solch hohe Abwassermengen 
mit derartigen Temperaturstei-
gerungen einleiten konnte. 
     Es wurden Wasserproben ent-
nommen und ein Untersuch-
ungsverfahren eingeleitet. Lan-
ge Zeit wurden weder die Stadt-
vertretung noch der Ausschuss 
für Klima, Nachhaltigkeit und 
Naturschutz über den Stand der 
Ermittlungen informiert. Auf 
mehrfache Nachfrage der BALL-
Fraktion gab es dann am 29.  
August 22 im Ausschuss einen 
Tagesordnungspunkt zu dem 
Vorfall, der zu dem Zeitpunkt 
bereits sieben Monate zurück-
lag. Die Fraktionen konnten 
schriftlich ihre Fragen einreichen, 
während der Sitzung sollten 

diese von Vertretern des AZV 
und der Meierei beantwortet 
werden. Der Mitarbeiter der 
Meierei sagte seine Teilnahme 
kurzfristig aus gesundheitlichen 
Gründen ab. (Unsere Fragen 
können auf unserer Websei-
te - ball-barmstedt.de – unter 
Aktuelles eingesehen werden).
Somit musste der AZV, vertre-
ten durch Frau Weißmann, die 
Vorgänge erläutern. 
     Frau Weißmann bestätigte, 
was alle bereits vermuteten: Die 
Meierei Barmstedt wurde als 
Verursacher der Verunreinigung 

ermittelt. Es kam zu Fehleinlei-
tungen großer Wassermengen. 
Ursache soll eine defekte Anla-
ge gewesen sein, die seither au-
ßer Betrieb ist. Milch in großer 
Verdünnung  habe die Blaufär-
bung hervorgerufen und für den 
unangenehmen Geruch gesorgt. 
Es soll nicht zu negativen Fol-
gen für Tiere und Pflanzen ge-
kommen sein, was bei derarti-
gen Temperaturerhöhungen nur 
schwer nachvollziehbar ist.
     Informationen, ob die Mei-
erei eine Strafgebühr zahlen 
musste bzw. welche Maßnah-

Meierei: Viele Fragen blieben unbeantwortet. 
A

n der Sitzung der Stadtver-
tretung am 6. Sept. 2022 
ist eine Entscheidung für 

den Standort einer neuen Stadt-
bücherei gefallen. Zusammen 
mit der SPD und den Grünen 
votierten die Stadtvertreter 
der BALL für einen Neubau auf 
dem Wischhof-Gelände (Fläche 
hinter dem Humburg-Haus). 
    Aus unserer Sicht eine Aufwer-
tung des Geländes, der Innen-
stadt und der Bücherei gleicher-
maßen. Darüber hinaus war 
die Entscheidung für eine neue 
Stadtbücherei überfällig, denn 
wirft man einen Blick zurück, 
lässt sich feststellen, dass die 
Jahresberichte der Barmstedter 
Stadtbücherei im Ausschuss für
Kultur, Schule und Sport sich 

leider ein ums andere mal, zu-
mindest in einem Punkt, glei-
chen: Der räumlichen Situation. 
    Beim Blick in die Protokolle 
wird klar, dass das kein neues 
Ansinnen unserer Büchereilei-
terin Sabine Jülich ist, denn 
auch Frau Jülichs Vorgängerin, 
Dörte Keller, stellte bereits im 
Jahr 2004 fest: „Die auch in 
den Vorjahren beklagte Raum-, 
EDV- und Personalbelastungs-
Situation besteht weiter […]“. 
Weitere in den Jahresberichten 
verwendete Formulierungen für 

I

ein- und dasselbe Problem fin-
den sich 2006: „Unser Wunsch 
für die nächsten Jahre ist es, 
unser Medienangebot […] in 
neuen Räumen präsentieren zu 
können“, 2007: „Ein weiterer 
Wunsch ist bereits bekannt und 
bezieht sich auf unseren Platz-
mangel […]“, 2008: „So gern 
wir immer weiter eindrucksvolle 
Steigerungen in der Medien-
nutzung verkünden würden, so 
sehen wir uns immer weniger in 
der Lage, dieses personell und 
räumlich realisieren zu können.“
Kurz gesagt: Der räumliche 
Mangel zieht sich durch die 
Jahresberichte der Stadtbüche-
rei seit mindestens 20 Jahren. 
Bedenklich ist dabei, dass sich 
dieser Mangel nicht nur auf 
die reinen Publikumsflächen 
beschränkt, sondern auch die 
Mitarbeiter betrifft. Im Novem-

ber 2016 fand eine sicherheits-
technische Begehung statt, die 
u. a. feststellte: „In jedem Fall 
besteht dringender Handlungs-
bedarf, um gesundheitliche 
Beeinträchtigungen und Gefähr-
dungen zu reduzieren.“
    Ein Beschluss für einen Neu-
bau im geplanten Neubaukom-
plex auf dem „Stadt-Hamburg-
Gelände“ war schon gefasst und 
so jubelte u. a. das Hamburger 
Abendblatt am 7.2.2017: „Stadt 
Barmstedt plant neue Bücherei“.
    Inzwischen haben wir den 
Herbst 2022! An unserem kla-
ren „Ja“ zur Stadtbücherei hat 
sich derweil nichts geändert.
    Das derzeitige Gebäude wur-
de am 1. 10. 1969 eingeweiht 
und steht auf dem Heizungs-
keller für die „Holstenring-
Hochhäuser“. Sämtliche 
Investitionen der letzten Jahre 

und Jahrzehnte wurden in der 
Stadtvertretung mit der Überle-
gung, warum man in dieses alte 
Gebäude immer wieder Geld 
stecken sollte, kritisch hinter-
fragt – auch von den Fraktionen, 
die den jetzigen Standort für 
eine Modernisierung und Erwei-
terung favorisierten. Abgesehen 
von den Unklarheiten bei Pla-
nungen am Holstenring (Eigen-
tumsverhältnisse, Zustand des 
Kellers, Bausubstanz, Gründung 
des Anbaus, Auswirkungen für 
An-wohner, Zuwegung für Bau-
gerät, Kosten, …) unterstützen 
wir ganz klar den Vorschlag 
eines Neubaus am Wischhof. 
Moderne und soziale Stadtent-
wicklung kann und darf nicht 
zuvorderst mit dem Portemon-
naie gedacht werden, sondern 
muss Bedarfe und Lebensquali-
tät der Bürgerinnen und Bürger 
im Blick haben. Eine vernünftige 
Finanzierung und Ausstattung 
im Bildungs- und Sozialwesen 
ist und bleibt für uns Voraus-
setzung für ein lebendiges, 
kulturelles, demokratisches und 
soziales Miteinander und damit 
letztlich auch Bedingung für 
wirtschaftliche Entwicklung. 
     Mit einem Umzug an den 
Wischhof wäre die Bibliothek 
dann endlich auch im tatsäch-
lichen Zentrum von Barmstedt 
angekommen und nicht in dem 
in den 1970er Jahren ange-
dachten „neuen Zentrum“ am 
Holstenring.

„Zeitenwende oder 
Zeitenende?”

Mit der Annektierung ukraini-
scher Gebiete durch Russland 
ist der Krieg in der Ukraine wei-
ter eskaliert. Verhandlungsop-
tionen scheint es kaum zu ge-
ben. Trotzdem ist eine diplo-
matische Offensive wichtig –
Gesprächsversuche sind not-
wendig und dürfen nicht ab-
gelehnt werden.
„Der Krieg in der Ukraine und 
die Annexionspolitik Putins 
sind bittere Realität. Realität 
ist aber auch die Gefahr, dass 
dieser Krieg mit Worten und 
mit Waffen gefüttert wird, bis 
er platzt. Dann ist Hiroshima 
überall. Das wäre nicht die von 
Kanzler Scholz angekündigte 
Zeitenwende, das wäre das 
Zeitenende für Europa. 
Die Grünen von heute sagen: 
Wir dürfen uns von Putin nicht 
erpressen lassen. Das ist wohl 
wahr. Richtig ist aber auch: 
Wir dürfen uns nicht zerstören 
lassen. Ein Nuklearkrieg wäre 
das Ende des eurasischen 
Kontinents. 

Für Diplomatie zu wer-
ben ist keine Parteinah-
me für Putin

Es ist deshalb fatal und unend-
lich töricht, dass hierzulande 
schon die Wörter „Waffenstill-
stand“, „Friedensappell“ und 
„Frieden“ als anrüchig gelten, 
wenn sie im Zusammen-

hang mit dem Ukraine-Krieg 
gebraucht werden. Es ist fatal, 
wenn das Werben für eine 
diplomatische Offensive fast 
schon als Beihilfe zum Ver-
brechen bewertet wird. Für 
Diplomatie zu werben ist kei-
ne Parteinahme für Putin, son-
dern eine Parteinahme für die 
Vernunft. Wenn der ukraini-
sche Präsident jegliche Ver-
handlungen mit Putin ablehnt, 
muss man das verstehen, aber 
ihm dafür nicht applaudieren. 

Frieden stiften beginnt 
mit Reden

Es gibt einen berechtigten 
Zorn im Westen gegen Putin, 
aber trotzdem und gerade des-
wegen ist es wichtig, kühlen 
Kopf zu behalten. Wenn der 
Krieg weiter eskaliert, wenn 
der Einsatz von Nuklearwaffen 
sich realisiert – dann sind die 
letzten Dinge schlimmer als 
die ersten. Der Ukraine-Krieg 
ist kein Computerspiel und 
kein Blockbuster; die atomare 
Gefahr ist konkret. Sie wird 
nicht von Leopard-Panzern 
abgewendet, sondern durch 
Verhandlungen. 
Die dramatische Lage wird 
nicht dadurch entschärft, dass 
Diplomatie zum Unwort er-
klärt wird.....”  
www.ndr.de/nachrichten/info/sendungen/kom-
mentare/Kommentar-Krieg-in-der-Ukraine-
Zeitenwende-oder-Zeitenende-.ukraine3066.html

Am 9. Okt.2022 sendete NDR-Info einen Kommentrar von
Heribert Prantl, Süddeutsche Zeitung. Hier einige Ausüge:

men eingeleitet wurden, um 
derartige Vorfälle zukünftig 
zu verhindern, gab es nicht . 
Auch bleibt offen, wie viele 
Liter verunreinigtes Wasser im 
Regenrückhaltebecken fälschlich 
entsorgt wurden. Der AZV gab 
an, dass das Schmutz- und Brü-
denwasser monatlich im Labor 
überprüft werde. Des Weiteren 
liefere die Meierei eigene Mess-
daten an den AZV. 
     Neben den Informationen zu
dem Vorfall im Januar hat die 
BALL-Fraktion viele weitere Fra-
gen zu der Entwicklung der Ab-

Barmstedter Stadtbücherei:

Standortentscheidung gefällt 

wassermengen. Laut Homepage 
der Meierei haben sich die Pro-
duktionsmengen seit 2005 bis 
heute fast vervierfacht. Auf die 
Frage der BALL-Fraktion, wie 
sich die Entsorgungsmengen im 
Verhältnis in der Zeit 2005 heute 
entwickelte, teilte der AZV mit, 
dass es keine Nachgenehmigun-
gen für zusätzliche Mengen von 
Brüden- und Schmutzwasser ge-
geben habe. Auf die Frage, wie 
sich die Brüdenwassermengen 
in den letzte Jahren entwickelt 
haben, gab der AZV folgende In-
formation: „In den Jahren 2009 

– 2012 wurden durchschnittlich 
250 Tm3 (250 Millionen Liter), 
in den Jahren 2013 – 2020 
durchschnittlich 150 Tm3 (150 
Millionen Liter) und im Jahr 2021 
ca. 200 Tm3 (200 Millionen Liter) 
abgeleitet.”   (Frau Weißmann, 
AZV)
     Da das Brüdenwasser in die
Regenwasserkanalisation einge-
leitet wird, sind die Entsorgungs-
kosten für die Meierei sehr ge-
ring. In welchen Form die Ge-
bühren berechnet werden, bleibt 
weiterhin unklar. Die BALL-Frak-
tion fragt: Wie ist das möglich,
dass die Brüdenmengen sogar 
sinken, wenn gleichzeitig die 
Produktionsmengen derart an-
gestiegen sind? Dieses wurde im 

Ausschuss vom AZV mit verbes-
serten Produktionsprozessen 
beantwortet, aber da kein Ver-
treter der Meierei anwesend 
war, konnte diese These nicht 
erläutert werden. Interessant ist 
in diesem Zusammenhang, dass 
die Mengen des eingeleiteten 
Brüdenwassers nicht vom AZV 
überprüft werden können: „Die 
Brüdenmengen können nur 
werksintern gemessen werden, 
da bei Einleitung in das öffentli-
che Netz an gleicher Stelle auch 
das Regenwasser der gesamten 
Flächen mit eingeleitet wird.“   
(Frau Weißmann, AZV)

Für die BALL-Fraktion passen die 
Zahlen nicht zusammen, daher 
braucht es weitere Infos um den
Sachverhalt aufzuklären. Die ak-
tuellen Maßnahmen am Regen-
rückhaltebecken erzeugen hohe 
Kosten, und es drängt sich der 
Verdacht auf, dass der größte 
Einleiter von Wassermengen in 
der Stadt nicht angemessen an 
den Kosten beteiligt wird. Daher 
werden wir in der kommenden 
Ausschusssitzung weitere Fragen 
bzgl. des Wasserverbrauches an 
die Stadtwerke formulieren, um 
so Rückschlüsse auf die Abwas-
sermengen ziehen zu können. 

ahrer von alten Dieselautos sollen eine Prämie zum Kauf eines 
neuen Wagens erhalten. In 14 besonders betroffenen Städten 
sollen die PKW alternativ mit Hardware nachgerüstet wer-

den. Mit diesem Kompromiss macht sich die Bundesregierung ein-
mal mehr zum Gehilfen der Autoindustrie. Auf einen Teil der Kosten 
werden die Besitzer der Autos auf jeden Fall sitzen bleiben. Und die 
Kosten, die bei den Herstellern anfallen, können diese auch noch von 
der Steuer absetzen. Das heißt: wir alle bezahlen für den Betrug!
Richtig wäre: Die Industrie trägt alle Kosten allein und diese dürfen 
nicht gewinnmindernd von der Steuerlast abgesetzt werden.
Kleine Wette: Wenn Herr Scheuer nicht mehr Verkehrsminister ist, 
kriegt er einen Posten bei der Autoindustrie – wie mehrere „christ-
liche“ Politiker vor ihm auch?
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ie Stadt Barmstedt 
hatte vom Land aus 
einem Fonds zur För-

derung des Sportstättenbaus 
250.000,– Euro zweckgebun-
den für den Bau des Kunstra-
senplatzes an der Düsterlohe 
erhalten. Ursprünglich bestand 
bei der Stadt die Absicht nur 
141.900,– Euro dieser Gelder 
an den SSV Rantzau als Erbau-
er der Anlage weiter zu leiten. 
108.100,– Euro sollten in die 
Stadtkasse abgezweigt wer-
den, um damit den vor langem 
bereits gezahlten Pflichtanteil 
der Stadt (108.100,– Euro bzw. 
20 % der Baukosten) sich vom 
Land rückerstatten zu lassen. 
Dagegen hatte rechtzeitig der 
SSV Rantzau in einer Stellung-
nahme protestiert. Der Verein 
wies darauf hin, dass die Lan-
desmittel dazu dienen den 
Sportplatzbau zu unterstützen. 
Sie sind nicht dafür gedacht, 
dass die Stadt sich faktisch aus
ihrem Pflichtanteil von 20 Pro-
zent der Baukosten zurück-
zieht. Diese Auffassung wurde 
auch von BALL, SPD, FWB und
CDU vertreten, und so be-
schlossen sie auf der Stadtver-
tretersitzung am 25.9.2018 
insgesamt 216.900,– Euro der 
Landesmittel direkt an den 
SSV Rantzau für den Bau des 
Kunstrasens weiter zu leiten. 
Die restlichen 33.100,– Euro der
Landesmittel bleiben bei der 
Stadt, um ggf. eine marode Ent-
wässerungsleitung bei den Sport-
plätzen zu sanieren. Inzwischen 
ist die neue Anlage fertig ge-
stellt und erfährt viel Bewunde-
rung und Anerkennung. 

Abzweigung
von Landes-
mitteln
verhindert it dem in am 25.9.2018 

gefassten Beschluss 
der Stadtvertretung, 

neue Räumlichkeiten für die 
Stadtbücherei vorzusehen, kommt
langsam Bewegung in eine gera-
dezu unendliche Geschichte. Die 
Situation der Bücherei ist dabei 
seit langem bekannt, u. a. haben 
wir auch in der BALL-Zeitung 
vom März 2017 über ein im No-
vember 2016 durchgeführtes 
sicherheitstechnische Begehung 
der Bücherei berichtet, die mit 
dem Fazit endet: „In jedem Fall 
besteht dringender Handlungs-
bedarf, um gesundheitl iche 
Beeinträchtigungen und Gefähr-
dungen zu reduzieren.“

Die grundsätzlichen Proble-
me bestehen dabei schon viel 
länger, die Vorgängerin der Bü-
chereileiterin Frau Jülich, Frau 
Keller stellte u. a . bereits im 
Jahresbericht 2004 fest: „Die 
auch in den Vorjahren beklagte 
Raum-, EDV- und Personalbela-
stungs-Situation besteht weiter 
[…]“. Die Empfehlungen des Bü-
chereivereins Schleswig-Holstein 
sehen für eine Einwohnerzahl

von 10.000 und der vorhan-
denen Anzahl von ca. 22.500 
Medien eine Gesamtfläche von 

M
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Stadtvertretung fast Grundsatzbeschluss

Neue Räumlichkeiten für die Stadtbücherei

678 m2 vor. Die Räumlichkeiten 
der Barmstedter Stadtbücherei 
belaufen sich auf gerade mal 
257 m2.

Noch im letzten Jahr klangen 
die Einlassung einer anderen 
Rathaus-Fraktion, man habe 
doch in den letzten Jahren inves-
tiert und das müsse doch auch 
erstmal reichen, fast höhnisch, 
denn eine Klimaanlage, ein neu-
er Fußboden und neue Regale 
tragen kaum zu einer Vergröße-
rung der Räume bei, zumal es 
seit letztem Jahr schon wieder 
Schwierigkeiten mit der Akustik-
decke und dem Flachdach gab.

Unter vorgehaltener Hand 
mag sich der ein oder andere 
Fachbereichsmitarbeiter sicher 
schon mal gefragt haben, wa-
rum in das auf dem Heizungs-
keller für die „Holstenring-
Hochhäuser“ errichtete und am 
1.10.1969 eingeweihte Gebäude 
überhaupt noch investiert wur-
de. Ist doch seit mindestens 15 
Jahren (s. o.) klar, dass es für 
eine zeitgemäße Stadtbücherei 
zu klein ist.

Die nun erzielte Einigung in 
der Stadtvertretung ist daher 
ein gutes Signal, auch wenn sich 
Frau Jülich im Interview mit der 

„Barmstedter Zeitung“ „etwas 
Konkreteres“ gewünscht hätte. 
Dieser Wunsch ist nachvollzieh-
bar, denn auch die BALL sieht 
die Bücherei als Bestandteil 
der Stadtentwicklung und eine 
vernünftige Finanzierung und 
Ausstattung im Bildungs- und 
Sozialwesen als Voraussetzung 
für ein lebendiges, kulturelles, 
demokratisches und soziales 
Miteinander und damit letztlich 
auch Bedingung für wirtschaft-
liche Entwicklung.

Für die Konkretisierung der 
Pläne für eine neue Bücherei 
werden auch die Planungen für

das ehemalige REWE-Gelände 
am Küsterkamp eine Rolle spie-
len können, denn eine Ansied-
lung der Bücherei in der Innen-
stadt ist eine denkbare und aus 
unserer Sicht auch wünschens-
werte Möglichkeit.

Sie wollen die Stadtbüche-
rei unterstützen? Seit kur-
zem gibt es einen Förder-
verein! Informationen da-
zu erhalten Sie direkt in 
der Stadtbücherei.
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Diesel-Kompromiss:
Da lacht die Autoindustrie

dass Engagement in Barmstedt 
nicht über die Weihnachtsferien 
hinaus zu verlängern, wenn bis 

dahin nicht mindestens 100 
Essen pro Tag verkauft werden. 
Von dieser Zahl sind sie mit 
derzeit täglich 50 Essen noch 
weit entfernt. 

Die BALL wird sich dafür ein-
setzen, dass es auch zukünftig 
ein gesundes und bezahlbares 
Frühstücks- und Mittagsange-
bot an der GSS für Schüler und 
Lehrer gibt. Hierfür müssen Ge-
spräche mit dem Schulverein, IN 
VIA und weiteren potentiellen 
Trägern geführt werden.

Auch am Carl-Friedrich-von-
Weizsäcker-Gymnasium gab es 
Probleme. Nachdem dort im 
letzten Schuljahr die Anzahl 
der freiwilligen Helfer aufgrund 
des zeitgleichen Abgangs von 

Zukunft der Mensa an der GSS ungewiss

Info-Coupon:
❑  Ich interssiere mich 
     für die Arbeit  der BALL
     und wünsche weiteres
     Info-Material .

❑  Ich bitte um ein  
     persönliches Gespräch.

Name

Vorname

Straße

Einsenden an: Helmut Welk,
Nappenhorn 29 · 25355 Barmstedt

N achdem der Schulverein 
der Gottfried-Semper-
Schule in der ersten 

Sommerferienwoche dieses 
Jahrs die Trägerschaft für die 
Schulmensa and der Gemein-
schafts-Schule gekündigt hat , 
ist die Stadt auf der Suche nach 
einer geeigneten Lösung für 
das laufende Schuljahr und die 
Zukunft. Zwar konnte durch das 
schnelle Handeln der Verwal-
tung kurzfristig der Verein IN 
VIA e.V. aus Hamburg einsprin-
gen und die Schüler weiterhin 
mit Mittagessen versorgen; aber 
leider gibt es in der Mensa bis 
auf weiteres kein Frühstück zu 
erwerben. Des Weiteren hat 
IN VIA bereits angekündigt , 

2 Schuljahrgängen stark zurück 
ging, musste eine weitere Ar-
beitskraft auf 450,– Euro Basis 
eingestellt werden. Dies führte 
zu einem Defizit im letzten 
Schuljahr, welches größtenteils 
durch Spenden und aus eigenen 
finanziellen Mitteln ausgegli-
chen werden konnte. Übrig blieb 
am Ende ein Defizit von 2000,– 
Euro, das nach einstimmigem
Beschluss des Ausschusses für
Schule, Sport und Kultur vom 
10.09.2018 von der Stadt aus-
geglichen wird. Der Verein Pau-
sentreff schaut trotz der Schwie-
rigkeiten im vergangenen Schul-
jahr optimistisch in die Zukunft: 
Es engagieren sich wieder mehr 
ehrenamtlichen Helfer und durch 

Henrik Pünner
Hauptausschuss

leichte Preiserhöhungen sind 
die Prognosen durchweg positiv. 
Die BALL wird auch zukünftig 
das Engagement des Vereins 
Pausentreff unterstützen. 
Er leistet seit vielen Jahren 
hervorragende Arbeit und ver-
sorgt die Schüler und Lehrer des

Gymnasiums und der James-
Krüss-Schule mit leckerem und 
frisch zubereitetem Frühstück 
und Mittagessen.

Britt 
Schölermann
Ausschuss f. Kultur
Schule und Sport

er Ausschuss für Kultur, 
Schule und Sport hat 
sich auf seiner Sitzung 

am 27. August mit der Digita-
lisierung der Schulen befasst. 
Dabei geht es um den Einsatz 
von Computern bzw. Tabletcom-
putern im „normalen“ Unterricht. 
Voraussetzung dafür ist, dass 
die Schulen mit WLAN ausge-
stattet sind. Per WLAN können 
die Computer drahtlos auf das 
Schulnetz / Internet zugreifen 
und auch Daten untereinander 
austauschen.

Aus den Fördermitteln der 
Bundesregierung (Digitalpakt 1)
werden an den Barmstedter 
Schulen die Voraussetzungen 
geschaffen, um Tablets im Un-
terricht nutzen zu können. 
Neben technischen Maßnahmen 

D

Öffentlicher Personennahverkehr

(Verkabelung, WLAN) gehören 
dazu die Ausstattung und Fort-
bildung von Lehrkräften.

Aus einem zusätzlichen So-
fortausstattungsprogramm der 
Bundesregierung werden Tablet-
Koffer angeschafft. Dabei handelt
es sich um einen Klassensatz 

von Tabletcomputern (in einem 
Koffer), die für ein Unterrichts-
vorhaben ausgeliehen werden 
und damit zeitweise von ver-
schiedenen Klassen genutzt wer-
den können.

In der Ausschusssitzung ging
es um die Frage, wie jede Schü-

lerin und jeder Schüler mit einem
Gerät ausgestattet werden kann. 
Zu diesem Punkt haben die El-
tern über die Schulkonferenz ein 
Mitspracherecht – im Ausschuss 
ging es um die Finanzierung der 
Geräte für Schüler(innen).

Der Ausschuss hat beschlos-
sen, dass (zunächst) je ein Jahr-
gang des Gymnasiums und der 
Gottfried-Semper-Schule mit Ta-
blets ausgestattet werden sollen.

Die Finanzierung der Geräte 
(Apple-Ipads) der Geräte ist 
folgendermaßen vorgesehen:
1. Die Eltern schaffen das Tablet 
an (Finanzierung oder Sofortkauf)
2. Die Eltern leihen das Gerät für 
eine Leihgebühr von 5,00 Euro 
pro Monat

Familien mit geringem Ein-
kommen erhalten das Gerät 

kostenlos, damit niemand aus 
finanziellen Gründen von der 
digitalen Bildung ausgeschlossen 
wird – dieser Punkt ist für die 
BALL besonders wichtig und 
wird auch von den anderen 
Fraktion mit getragen.

Dieser Vorschlag ermöglicht 
den beiden großen Barmstedter 
Schulen (Schülerinnen und Schü-
lern, Eltern und Lehrkräften), in 
einem Jahrgang umfassende 
Erfahrungen mit dem unterricht-
lichen Einsatz von Tablets zu ge-
winnen. Durch die Begrenzung 
auf einen Jahrgang bleibt der 
finanzielle Aufwand für alle Be-
teiligten überschaubar und kann 
in der Zukunft genauer kalkuliert 
werden.

Die nicht dem ausgewählten 
Jahrgang angehörenden Schüle-
rinnen und Schüler werden nur 
zeitweise mit Tablets arbeiten 
können (Kofferlösung), aber 
auch sie werden von den Erfah-
rungen des Tablet-Jahrgangs 
profitieren.

N icht nur die Corona-Kri-
se stellt uns vor nie da-
gewesene Herausforde-

rungen, sondern erst recht die 
Klimakrise: Wälder sterben an 
Trockenheit, eine Hitzewelle legt 
ganz Europa lahm und im Glo-
balen Süden verlieren Millionen 
Menschen durch Dürren, Stürme 
und Überflutungen ihre Lebens-
grundlagen. Selbst die Arktis 
erreicht Hitzerekorde von bis zu 
38 Grad. Die Bundesregierung 
muss auf die Wissenschaft hö-
ren und endlich entschlossen 
handeln.

Diesen Herbst hat sie die bes-
te Gelegenheit dazu: Beim EU-
Gipfel im Oktober wird über die 
europäischen Klimaziele als Bei-
trag zum Pariser Klimaabkom-
men entschieden. Deutschland 
hat den Vorsitz und steht des-
halb in der Verantwortung, dass 
die EU-Staaten beschließen, die 
Treibhausgasemissionen bis 
2030 um mindestens 65 Prozent 
zu reduzieren. Nur so können 
wir unseren Teil dazu beitragen, 
dass die Erderhitzung nicht die 
kritische 1,5-Grad-Schwelle über-
schreitet. Jenseits der 1,5-Grad-
Grenze wird die Klimakrise brand-
gefährlich und beginnt sich selbst 
zu verstärken. Schon jetzt ver-
stärkt die Klimakrise Ungerech-

tigkeiten und trifft diejenigen 
besonders hart, die am wenigs-
ten zur Erderhitzung beitragen, 
insbesondere im Globalen Süden.

Die Bundesregierung muss 
endlich ihre Hausaufgaben ma-
chen, denn genau diese 1,5-Grad-
Grenze ist mit dem derzeitigen 
Stillstand beim Erneuerbaren-
Ausbau und einem Kohleaus-

stieg in Deutschland erst 2038
nicht einzuhalten. Das Kohle-
Gesetz der Bundesregierung be-
friedet den Konflikt um die Koh-
le nicht. Wer die Wählerstimmen 
für die Bundestagswahl im näch-
sten Jahr will, muss schnellsmög-
lich, spätestens 2030, aus der 
Kohle aussteigen. Für die Ener-
giewende brauchen wir jetzt 

Offene Ganztagsschule
droht an fehlenden Räumen 
zu scheitern

Herbert Flick
Ausschuss f. Kultur
Schule und Sport

Tablets im Schulunterricht:

Pilotprojekt gestartet

den massiven Ausbau der Er-
neuerbaren: auf mindestens 75 
Prozent bis 2030.

Mit den Corona-Konjunktur-
hilfen nimmt die Bundesregie-
rung viel Geld in die Hand. Statt 
Staatshilfen für klimaschädliche 
Industrien braucht es angesichts 
der Klimakrise jetzt eine sozial-
ökologische Transformation der 
Wirtschaft: Klimaschutz und so-
ziale Gerechtigkeit müssen die 
Eckpfeiler aller Investitionen sein. 
Die klimapolitischen Herausfor-
derungen eröffnen die Chance, 
Soziales neu zu denken und so 
mehr Lebensqualität für alle zu 
schaffen. Wir wollen einen so-
lidarischen Sozialstaat, in dem 
Strom, Wohnen, Lebensmittel 
und Mobilität klimafreundlich 
und für alle bezahlbar sind.

Für starke EU-Klimaziele, 
einen Kohleausstieg 2030 und
eine sozial-ökologische Trans-
formation gehen wir als Klima-
aktivist*innen, Umwelt-, Ent-
wicklungs- und Sozialverbände 
am Freitag, den 25. September 
bundesweit auf die Straßen. 
Gemeinsam stellen wir uns hin-
ter Fridays for Future und ihren 
weltweiten Aktionstag. Der Pro-
test und die Forderungen der 
Schüler*innen sind notwendig, 
um die Erderhitzung zu stoppen.

Dieser Text wurde aus dem Aufruf 
des Unterstützerbündnis Klima-Streik 
25.9. übernommen und teilweise ge-
kürzt. Den vollstänigen Text und 
weitere Infos finden Sie auf der Inter-
netseite www.klima-streik.org.

ELMSHORN
Freitag, 25. September
10 Uhr Buttermarkt

Mit FridaysForFuture auf die Straße!

n der letzten BALL-Zeitung 
hatten wir über die mög-
liche Ausweitung des öf-

fentlichen Nahverkehrs in Barm-
stedt berichtet . Nachdem ein 
Projekt „Bürgerbus“ keine po-
litische Mehrheit gefunden 
hatte, wurde im Sozialausschuss 
beschlossen, mit dem Kreis 
Pinneberg in Verhandlungen zu 
treten, den öffentlichen Nahver-
kehr (ÖPNV) zu erweitern.

I Mittlerweile hat es dazu Be-
ratungen zwischen der Verwal-
tung, Vertretern der Parteien 
und dem ÖPNV-Management 
des Kreises gegeben. Erarbeitet 
wurden dabei Vorschläge, wie 
das System der „Anruf-Sammel-
Taxis“ (AST) ausgebaut werden 
könnte. Dazu gehören die Tak-
tung dieser Busse sowie die Ein-
richtung zusätzlicher Haltestel-
len. Letzteres ist vor allem not-

wendig, weil es mehrere Neu-
baugebiete gibt , die bisher 
außen vor sind.

Diese Vorschläge wurden 
jetzt vom Verkehrsausschuss 
des Kreises bestätigt und sollen 
mit dem Fahrplanwechsel im 
Dezember in Kraft treten.

Wir werden sie selbstver-
ständlich weiter informieren.

Meierei /Käsefabrik:
Wasservertrag kündigen!

ie „Offene Ganztags-
schule“ war erneut 
ein zentrales Thema in 

der letzten Sitzung des Aus-
schusses für Schule, Sport und
Kultur. Die BALL hatte in der 
Stadtvertretersitzung am 
11.06. noch einmal versucht, 
gegen die Erhöhung der Ent-
gelte für die Schulkinderbetreu-
ung vorzugehen, alle anderen 
Fraktionen stimmten jedoch 
gegen den Antrag. Allerdings
konnten wir erreichen, dass 
der Anfang des Jahres einge-
richtete Arbeitskreis zum The-
ma OGTS seine Arbeit endlich
aufnimmt um u.a. die Entgelt-
ordnung erneut zu diskutieren.

Derzeit ist eine der größ-
ten Herausforderungen die 
sehr angespannte Raumsitua-
tion an allen Schulen. Sowohl 
für die Schulkinderbetreuung 
als auch für die Kursangebote 
der OGTS werden Räume be-
nötigt, die es derzeit einfach 
an den Schulen nicht gibt. Die 
knappen räumlichen Ressour-
cen könnten bei weiterhin 
steigenden Anmeldezahlen in 
der Betreuung sogar zu einem 
Aufnahmestopp führen, was 
es unbedingt zu vermeiden 
gilt. Viele berufstätige Eltern 
sind auf die Betreuung ange-
wiesen, und ab 2025 haben 
sie auch gesetzlich einen 
Rechtsanspruch auf Ganztags-

betreuung. Bis dahin muss also 
noch einiges an den Barmstedter 
Schulen passieren. In diesem 
Zuge wurde auch diskutiert, ob 
die James-Krüss-Schule (JKS) 
zukünftig zu einer Offenen Ganz-
tagsschule umgewandelt werden 
sollte. Auch hier sind derzeit die 
zur Verfügung stehenden Räume 
nicht ausreichend für die Einfüh-
rung einer Ganztagsschule.

Aus Sicht der BALL führt 
kein Weg daran vorbei, die 
Räumlichkeiten vor allem an der 
Gottfried-Semper-Schule (GSS) 
und der JKS zu erweitern. Auch 
ein von der Stadt in Auftrag ge-
gebenes Gutachten lässt keinen 
Zweifel daran, dass die prognos-
tizierten steigenden Schülerzah-
len und der Rechtsanspruch

auf Ganztagsbetreuung die 
Kapazitäten der GSS sprengen 
werden, und das bereits in we-
nigen Jahren. Das Raumproblem 
betrifft die Schulen und Kitas 
gleichermaßen. Darum hat der 
Sozialausschuss auf Vorschlag 
u.a. der BALL beschlossen, eine 
Arbeitsgruppe einzurichten. 
Hier sollen von der Politik, Kitas, 
Schulen und Verwaltung gemein-
sam Ziele erarbeitet werden.
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Britt 
Schölermann
Ausschuss f. Kultur
Schule und Sport

Katharina
Schwietering
Ausschuss für
Jugend u. Soziales

E s ist bekannt, dass die 
Meierei/Käsefabrik gut 
doppelt so viel Wasser 

im Jahr verbraucht wie die 
gesamte Barmstedter Bevölke-
rung. Einige Hunderttausende 
von Kubikmetern schöpft die 
Meierei kostenlos aus ihrem 
eigenen Brunnen. Das Wasser 
wird aus dem gleichen Grund-
wasserleiter in rd. 110 Metern 
Tiefe entnommen, aus dem die 
Stadtwerke die Bevölkerung 
versorgen. Keiner weiß, wie 
nachhaltig dieser Grundwas-
serleiter ist. Dann kauft die 
Meierei/Käsefabrik über einen 
Wasservertrag riesige Wasser-
mengen von den Stadtwerken 
hinzu. Was die Meierei/Käse-
fabrik dafür bezahlt, wird vor
der Bevölkerung geheim ge-
halten. So ist es üblich in einer 
Gesellschaft, die den großen 
Unternehmen etliche Sonder-
tarife, Vergünstigungen, Steu-
ergeschenke oder Abgabenbe-
freiungen gewährt. Die BALL 
ist der Auffassung, dass der 
Wasserliefervertrag mit der 
Meierei /Käsefabrik gekündigt 
werden muss. Der Bezug von 
Wasser für die industrielle 
Nutzung muss deutlich teurer 
werden und es darf keinen 
Mengenrabatt geben:  je mehr 
Wasser verbraucht wird, um 

so billiger –  das kann so nicht 
weitergehen.  

Das zweite Problem des rie-
sigen Wasserverbrauchs durch 
die Meierei/Käsefabrik ist die 
Abwasserentsorgung. Bekannt-
lich leitet die Meierei/Käsefabrik 
riesige Mengen Brüdenwassers 
in die Regenwasserkanalisation 
ein, und sie hat dafür vor Jahren 
einen niedrigen Sondertarif „indu-
strielle Abwasser“ erhalten.  Die 
Sanierungsarbeiten u. a. am  Re-
genwasserrückhaltebecken am 
Küsterkamp sind auch anteilig 
durch die Einleitungen der Mei-
erei/Käsefabrik erforderlich ge-
worden. Die BALL erwartet, dass 
der Abwasserzweckverband 
AZV die Meierei gleichermaßen 
wie die Bevölkerung für ihre 
Einleitungen zur Kasse bittet.

Britt
Schölermann
Ausschuss für Klima,
Nachhaltigkeit und
Naturschutz


